
Hamburgisches Wohnraumschutzgesetz – HmbWoSchG (Ausschnitt) 

§ 12a 

Treuhänder bei Veränderungen von Wohnraum 

(1) Ist Wohnraum entgegen § 9 so verändert worden, dass er nicht mehr für 
Wohnzwecke geeignet ist, so kann die zuständige Behörde zur Wiederherstellung für 
Wohnzwecke einen Treuhänder einsetzen, sofern der Verfügungsberechtigte nicht 
nachweist, dass er selbst innerhalb der von der zuständigen Behörde gesetzten 
Fristen die für die Wiederherstellung erforderlichen Maßnahmen eingeleitet und 
durchgeführt hat. 

(2) Der Treuhänder hat die Aufgabe, anstelle des Verfügungsberechtigten den 
Wohnraum wieder für Wohnzwecke herzustellen. Er hat das Recht und die Pflicht, 
das Grundstück zu verwalten und alle weiteren zur Erfüllung seiner Aufgabe 
erforderlichen Rechtshandlungen und Rechtsgeschäfte mit Wirkung für und gegen 
den Verfügungsberechtigten vorzunehmen und abzuschließen. Der Treuhänder hat 
dem Verfügungsberechtigten und der zuständigen Behörde zu den von ihr 
bestimmten Zeitpunkten Rechnung zu legen. Der Treuhänder hat Anspruch auf eine 
angemessene Vergütung und die Erstattung seiner Auslagen. § 16 Absatz 3 Sätze 2 
und 3 des Hamburgischen Verwaltungsverfahrensgesetzes gilt entsprechend. 

(3) Mit der Bestellung des Treuhänders ist dem Verfügungsberechtigten der Besitz 
an dem Grundstück entzogen und der Treuhänder in den Besitz eingewiesen. Die 
zuständige Behörde verschafft dem Treuhänder - erforderlichenfalls mit 
Zwangsmaßnahmen - den tatsächlichen Besitz. 

(4) Die Einsetzung des Treuhänders ist wieder aufzuheben, sobald er seine Aufgabe 
erfüllt hat oder zur Sicherstellung der Wiederherstellung des Wohnraums für 
Wohnzwecke für ihn kein Bedürfnis mehr besteht. Die zuständige Behörde kann den 
Treuhänder, auch wenn die Voraussetzungen des Satzes 1 nicht vorliegen, jederzeit 
abberufen. 

(5) Die Befugnis, andere Vollstreckungsmaßnahmen nach dem 
Verwaltungsvollstreckungsgesetz vom 13. März 1961 (HmbGVBl. S. 79, 136) in der 
jeweils geltenden Fassung anzuordnen, bleibt unberührt. 

§ 12b 

Treuhänder bei leer stehendem Wohnraum 

(1) Kommt der Verfügungsberechtigte einem Wohnnutzungsgebot nach § 12 Absatz 
1 nicht nach, so kann die zuständige Behörde zur Wiederzuführung des Wohnraums 
zu Wohnzwecken einen Treuhänder einsetzen, sofern der Verfügungsberechtigte 
nicht nachweist, dass er selbst innerhalb der von der zuständigen Behörde gesetzten 
Fristen die dafür erforderlichen Maßnahmen eingeleitet und durchgeführt hat. 

(2) Die Einsetzung des Treuhänders kann mit dem Wohnnutzungsgebot verbunden 
werden. 

(3) § 12a Absätze 2 bis 5 gilt entsprechend. 


